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Ihr Zeichen: BPL 1. Änderung B-Plan Nr. 5.1           Ihr Schreiben vom 28.05.2026 

 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 5.1 "Südliche Industrie- und Gewerbeflächen 
VEAG-BGH", Gemeinde Neukieritzsch (Vorentwurf, Stand 02.04.2026) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Landesverband Sachsen e. V. nimmt fristgerecht zum Vorentwurf der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 5.1 "Südliche Industrie- und Gewerbeflächen VEAG-BGH" der Gemeinde Neukieritzsch 
im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wie folgt Stellung. Wir begrüßen grundsätzlich, dass mit der 
Planung ein sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden im Sinne des § 1a Abs. 2 BauGB 
durch Nachnutzung bereits industriell vorgeprägter Flächen verfolgt wird. Wir weisen zugleich darauf 
hin, dass sich das Verfahren derzeit im frühen Stadium des Vorentwurfs befindet und mehrere fachliche 
Grundlagen – insbesondere zum Artenschutz – nach eigener Aussage der Planunterlagen noch nicht 
abschließend vorliegen (Umweltbericht zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 5.1, Fassung 
02.04.2026, im Folgenden: Umweltbericht, S. 33, 65, 68 f.). Aus diesem Grund konzentriert sich unsere 
Stellungnahme auf Punkte, die aus unserer Sicht bereits jetzt in die weitere Bearbeitung einfließen soll-
ten, bevor sie im Entwurf verfestigt werden. 

1. Zum Vorhaben und Verfahrensstand 

Anlass der Planänderung ist die geplante Errichtung einer großflächigen Freiluftschaltanlage (AIS), einer 
Batteriespeicheranlage (BESS) mit einer Leistung von rund 1.000 MW sowie eines Gas- und Dampftur-
binenkraftwerks (GuD) mit einer maximalen elektrischen Bruttoleistung von ca. 875 MWel als Ersatz für 
das bis zum 31.12.2035 endgültig stillzulegende Braunkohlekraftwerk Lippendorf (Begründung, S. 9; 
spezielle artenschutzrechtliche Prüfung zum Gasturbinen- und Dampfkraftwerk Lippendorf, Stand 
31.07.2023, im Folgenden: saP GuD, S. 12).   

Der Gemeinderat Neukieritzsch fasste hierzu am 27.01.2026 den Aufstellungsbeschluss; die Bekannt-
machung erfolgte am 20.02.2026 (Begründung, S. 16; Planzeichnung und textliche Festsetzungen zur 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 5.1, Vorentwurf, Stand 02.04.2026, im Folgenden: Textliche Fest-
setzungen, Verfahrensvermerk Nr. 1). Die 1. Änderung erfolgt als Regelverfahren mit Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 und § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB (Begründung, S. 16). Aus unserer Sicht ist positiv hervorzuheben, 
dass damit – anders als im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB – eine vollständige Umweltprüfung 
samt Umweltbericht durchgeführt wird, was der Komplexität des Vorhabens angemessen ist. 

Aus unserer Sicht ist zugleich hervorzuheben, dass das gewählte Regelverfahren die Gemeinde verpflichtet, 
die für die Abwägung erheblichen Umweltbelange vollständig zu ermitteln und zu bewerten (§ 2 Abs. 4 
BauGB). Gerade weil die Verlegung der Straße, die Neuordnung der Baufelder und die Inanspruchnahme bis-
her festgesetzter Maßnahmenflächen bereits auf Ebene der Bauleitplanung räumliche Grundentscheidungen 
treffen, kommt der Qualität der noch ausstehenden Ermittlungen besondere Bedeutung zu. 
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2. Fläche und Bestandssituation 

Der geänderte Geltungsbereich umfasst insgesamt ca. 48,9 ha, davon 47,3 ha aus dem Bereich des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 5.1 und ca. 1,6 ha aus einer einzubeziehenden Teilfläche des 
angrenzenden Bebauungsplanes Nr. 1 (Umweltbericht, S. 9). Das Plangebiet ist durch jahrzehntelange 
industrielle Vornutzung geprägt; seit den 2000er Jahren fanden umfangreiche Abbruch- und Entsiege-
lungsmaßnahmen statt, in deren Folge sich auf Teilflächen Ruderalfluren, Magerrasen und Sukzessions-
gehölze entwickelt haben (Umweltbericht, S. 18 f.). Schutzgebiete nach Naturschutzrecht sind laut 
Umweltbericht nicht betroffen (Umweltbericht, S. 64). Wir nehmen dies zur Kenntnis, weisen aber darauf 
hin, dass ein fehlender Schutzgebietsstatus die naturschutzfachliche Bedeutung der im Plangebiet 
nachgewiesenen Vorkommen (siehe Punkt 5) nicht mindert. 

3. Flächenbilanz 

Die Flächenbilanz der Begründung (Tabelle 7: Flächenbilanzen 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 5.1, S. 
74, im Folgenden: Tabelle 7) weist gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan von 2006 folgende 
Veränderungen aus: Die Industriegebietsfläche sinkt von 35,2 ha auf 34,5 ha, die öffentlichen Verkehrs-
flächen von 1,5 ha auf 1,4 ha, die privaten Bahnanlagen von 1,0 ha auf 0,4 ha (Tabelle 7). Die Gewerbe-
gebietsfläche (3,6 ha) und die Fläche für Versorgung (0,2 ha) bleiben unverändert (Tabelle 7). Die 
Gesamtfläche bleibt mit ca. 48,9 ha konstant (Tabelle 7). 

Besondere Aufmerksamkeit verdient aus unserer Sicht die Entwicklung der Grün- und Waldflächen: Die 
privaten Grünflächen sinken von 7,4 ha auf 5,1 ha, während neu eine eigenständige Kategorie "Waldflä-
chen" mit 4,2 ha ausgewiesen wird (Tabelle 7). In der Gesamtschau von privater Grünfläche und Wald-
fläche ergibt sich damit rechnerisch ein Zuwachs von 7,4 ha auf 9,3 ha (Tabelle 7). Wir bitten um Klärung, 
ob es sich bei der neu ausgewiesenen Waldfläche überwiegend um eine Umwidmung bereits bestehen-
der, bislang anders festgesetzter Flächen handelt oder um tatsächlich zusätzliche, funktional wirksame 
Aufwertungs- bzw. Kompensationsflächen. Sollte es sich ganz oder überwiegend um eine Umwidmung 
handeln, wäre der behauptete ökologische Mehrwert der Planänderung entsprechend zu relativieren. 

Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung der Vorhabenträgerin ermittelt einen rechnerischen Kompen-
sationsüberschuss von 412.543 Werteinheiten (WE) (Umweltbericht, S. 66 f., 76 f.). Als Ausgangswert 
für die Bewertung der Eingriffsschwere werden dabei die im rechtskräftigen Bebauungsplan von 2006 
zulässigen, nicht die heute tatsächlich vorhandenen Biotopstrukturen herangezogen (Umweltbericht, S. 
66 f., 76 f.). Dieses Vorgehen kann bei Angebotsplanungen grundsätzlich zulässig sein; gleichwohl sollte 
im weiteren Verfahren nachvollziehbar dargelegt werden, in welcher Weise die zwischenzeitlich entstan-
denen, teils höherwertigen Habitatstrukturen und ihre tatsächliche Funktion für nachgewiesene Arten in 
die Bewertung und Konfliktbewältigung eingeflossen sind (vgl. Umweltbericht, S. 65). 

4. Waldflächen und Waldumwandlung 

Nach Tabelle 7 werden 4,2 ha als Waldflächen im Bebauungsplangebiet ausgewiesen (Tabelle 7). Die 
untere Forstbehörde des Landkreises Leipzig teilte im Rahmen des Scoping mit, dass ein Teil der im 
Plangebiet befindlichen Gehölzstrukturen die Waldeigenschaft im Sinne des § 2 Sächsisches Waldge-
setz (SächsWaldG) erfüllt (Umweltbericht, S. 21); nach dem Umweltbericht entfallen von den kartierten 
Gehölzflächen 45.637 m² auf Wald im Sinne des SächsWaldG, 15.974 m² auf Flächen ohne Waldstatus 
und 8.109 m² auf Sukzessions- bzw. Aufforstungsflächen, die die Waldeigenschaft mittelfristig errei-
chen werden (Umweltbericht, S. 21, Tab. 3). 

Für die Waldfläche im zentralen Bereich des Plangebiets wird im Umweltbericht die Einschätzung wie-
dergegeben, dass keine Genehmigung zur Waldumwandlung erforderlich sei, weil sich diese Fläche erst 
nach Inkrafttreten des SächsWaldG innerhalb des gesetzlichen 30-Meter-Abstands zu bestehenden 
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Gebäuden entwickelt habe und deshalb gemäß § 8 Abs. 1 SächsWaldG ohne Genehmigung beseitigt 
werden könne (Umweltbericht, S. 21, 76). Die durch die Bebauungsplanung beanspruchten Waldflächen 
im Sinne des SächsWaldG mit einem Flächenumfang von 1.837 m² sind nach den textlichen Festset-
zungen innerhalb der Maßnahmenfläche K2 wiederherzustellen (Textliche Festsetzungen, Ziff. 5.1). 

Wir bitten darum, im weiteren Verfahren folgende Punkte zu klären: 

• Da hiervon ein erheblicher Teil der ökologisch relevanten Gehölzstrukturen betroffen sein kann, 
sollte die Einschätzung der Forstbehörde zur genehmigungsfreien Waldbeseitigung mit einer kon-
kret nachvollziehbaren räumlichen Darstellung und einem belastbaren Luftbildvergleich dokumen-
tiert werden (vgl. Umweltbericht, S. 21). 

• Es sollte klargestellt werden, in welchem Umfang die in Tabelle 7 ausgewiesene Kategorie "Wald-
flächen" (4,2 ha) mit den im Umweltbericht (S. 21, Tab. 3) genannten Flächenanteilen zu Wald im 
Sinne des SächsWaldG, Sukzessionsflächen und Flächen ohne Waldstatus deckungsgleich ist, um 
Doppelzählungen bei der ökologischen Bewertung auszuschließen. 

5. Artenschutz 

Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung zum GuD (Stand 31.07.2023) verneint für die nachgewie-
sene Zauneidechsen-Population (insgesamt 83 Individuen in den Teilbereichen 1 und 8 des Untersu-
chungsraums) das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG, sofern die vorgesehe-
nen Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen (Reptilienschutzzaun, ökologische Baubegleitung, Umsiedlung 
in Ersatzhabitate) umgesetzt werden (saP GuD, S. 22–24). Für die potenziell vorkommende Glattnatter 
(Coronella austriaca) kommt die saP zum selben Ergebnis (saP GuD, S. 24–27). Diese fachliche Bewer-
tung erscheint uns methodisch nachvollziehbar. 

Kritischer sehen wir jedoch die Datenlage für den räumlichen Geltungsbereich der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes insgesamt: Der Umweltbericht stellt für die Avifauna ausdrücklich fest, dass erhebli-
che Beeinträchtigungen verbleiben, da die für 2026 vorgesehene Neukartierung des Brutvogelinventars 
– einschließlich der Erfassung von Höhlen- und Horstbäumen – zum Zeitpunkt der Vorentwurfserstel-
lung noch nicht abgeschlossen ist (Umweltbericht, S. 68 f.). Auch für Fledermäuse werden potenzielle 
Beeinträchtigungen beschrieben, deren abschließende Bewertung von den noch ausstehenden Ergeb-
nissen des mit der unteren Naturschutzbehörde abgestimmten Kartierungskonzepts "NOVA Lipp" 
(Stand 23.03.2026) abhängt (Umweltbericht, S. 69, 33). 

Hinzu kommt, dass im Plangebiet bereits konkrete Konflikte mit Reptilien dokumentiert sind: Der 
Umweltbericht verweist auf eine im Jahr 2021 nachgewiesene Zauneidechsen-Population (Umweltbe-
richt, S. 22; Kartierungsbericht GuD 2021) und darauf, dass in Abstimmung mit der unteren Naturschutz-
behörde im Jahr 2026 Maßnahmen zum Abfang von Reptilien in den Vorhabenbereichen von AIS und 
BESS vorbereitet bzw. durchgeführt werden (Konzept zur Bewältigung artenschutzrechtlicher Konflikte 
mit einem Zauneidechsenvorkommen 2026, Beak Consultants GmbH, Stand 10.02.2026, im Folgenden: 
Schutzkonzept Zauneidechse, S. 1). Das Schutzkonzept Zauneidechse zeigt, dass die Konfliktlage nicht 
nur abstrakt möglich, sondern tatsächlich planungsrelevant ist. 

Wir bitten daher, im weiteren Verfahren sicherzustellen, dass: 

• die Ergebnisse der 2026 durchzuführenden Kartierungen zu Brutvögeln, Höhlenbäumen und Fleder-
mäusen rechtzeitig vor dem Entwurfs- und Auslegungsbeschluss vollständig vorliegen und in die 
Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB eingestellt werden; 

• die im Vorentwurf bislang nur allgemein formulierten Artenschutzmaßnahmen (Textliche Festset-
zungen, Ziff. 5.3) im Entwurf auf Grundlage der dann vorliegenden Daten konkret, flächenscharf und 
vollzugsfähig gefasst werden; 
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• nachvollziehbar dargelegt wird, wie die bereits eingeleiteten bzw. vorgesehenen Maßnahmen zum 
Reptilienabfang, zu Ersatzhabitaten und zur ökologischen Baubegleitung (Schutzkonzept Zaun-
eidechse, S. 3 ff.) mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes verzahnt sind und wie ihre dauer-
hafte Wirksamkeit gesichert werden soll. 

Da es sich hierbei um Anforderungen an die weitere Sachverhaltsaufklärung und Konfliktbewältigung 
im laufenden Regelverfahren handelt, stehen diese Punkte nicht im Widerspruch zur gewählten Verfah-
rensart, sondern konkretisieren die ohnehin nach § 2 Abs. 4 BauGB gebotene Umweltprüfung sowie die 
artenschutzrechtlichen Anforderungen des § 44 BNatSchG. 

6. Straßenumverlegung und Flächeninanspruchnahme 

Die Begründung stellt die Verlegung der Straße "Am Kraftwerk" als erforderlich dar, weil der bisherige 
Straßenverlauf die Vorhabenfläche zerschneidet und eine technisch optimale Anlagenkonfiguration für 
AIS, BESS und GuD verhindere (Begründung, S. 9). Der Erläuterungsbericht zur Straßenumverlegung für 
das Neubauvorhaben GuD Kraftwerk Lippendorf (Stand 25.03.2026, im Folgenden: Erläuterungsbericht 
Straßenumverlegung) beschreibt eine "Vorzugsvariante", die sich aus mehreren Zwangspunkten herlei-
tet, insbesondere dem geplanten GuD-Baufeld, einem vorhandenen Altlastengebiet im Nordosten, der 
Bahnanlage der DOW Chemical sowie dem Anschluss an die Bestandsstraße (Erläuterungsbericht 
Straßenumverlegung, S. 6). 

Wir regen an, im weiteren Verfahren nachvollziehbar darzustellen, welche Alternativen zur Straßenfüh-
rung geprüft wurden und aus welchen Gründen gerade die gewählte Vorzugsvariante unter dem 
Gesichtspunkt des Flächensparens sowie der Vermeidung naturschutzfachlicher Konflikte vorzugswür-
dig sein soll. Dies gilt umso mehr, als mit der Straßenverlegung nach den Unterlagen Eingriffe in beste-
hende Maßnahmenflächen zum Schutz von Natur und Landschaft verbunden sind (Begründung, S. 9). 
Wir bitten daher, vor dem Entwurfsbeschluss deutlicher herauszuarbeiten, dass die gewählte Trasse 
auch im Vergleich zu naheliegenden Alternativen die konfliktärmste und flächenschonendste Lösung 
darstellt. 

7. Altlasten und Grundwasser 

Die Planunterlagen zeigen, dass das Plangebiet in erheblichem Umfang durch Altlastenverdachtsflä-
chen des ehemaligen Kraftwerkes Lippendorf (Altlastenkennziffer 79200224) sowie Grundwassermess-
stellen geprägt ist (Planzeichnung und textliche Festsetzungen zur 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 5.1, Vorentwurf, Stand 02.04.2026, im Folgenden: Textliche Festsetzungen, Ziff. II.1.1). Für die Teil-
flächen V70 (Strahltriebwerk), V71 (Kerosinzufuhr) und V80 (Kerosinlager) ist danach jeweils die Detai-
lerkundung abzuschließen (Textliche Festsetzungen, Übersicht der Altlastenverdachtsflächen, Ziff. 
II.1.1.3). Für die mit A33.1 gekennzeichnete Fläche liegt eine Überschreitung der Erheblichkeitsschwelle 
bei Schwermetallen und polycyclischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK) vor; vor Durchfüh-
rung von Baumaßnahmen ist die Kontaminationssituation zu klären (Textliche Festsetzungen, Ziff. 
II.1.1.6). 

Hinzu kommt, dass der Erläuterungsbericht Straßenumverlegung selbst darauf verweist, dass die 
geplante Trasse verschiedene Anlagen der ehemaligen Braunkohleverarbeitung sowie das Gebiet der 
Altlasten quert und derzeit noch nicht genau beschrieben werden kann, welche Anlagen nach der Bau-
feldfreimachung in welchem Umfang bestehen bleiben (Erläuterungsbericht Straßenumverlegung, S. 8). 
Vor diesem Hintergrund sollte im weiteren Verfahren präzisiert werden, welche Folgerungen sich aus 
den bekannten Altlasten- und Grundwassersachverhalten für Trassenführung, Bauausführung, Versicke-
rung und Schutz der vorhandenen Grundwassermessstellen ergeben. 

Wir regen an, diesen Komplex im Entwurf eigenständig und gut nachvollziehbar aufzubereiten. Gerade 
weil die Entwässerung der Straßenumverlegung laut Erläuterungsbericht in offener Bauweise über eine 
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südseitig angeordnete Versickerungsmulde erfolgen soll (Erläuterungsbericht Straßenumverlegung, S. 
8), erscheint eine engere Verknüpfung zwischen Straßenplanung, Boden-/Altlastensituation und Grund-
wasserschutz geboten. 

8. Gewässer 

Die im Plangebiet verlaufenden verrohrten Gewässer II. Ordnung werden in der Planzeichnung nachricht-
lich übernommen; für sie gelten die Regelungen des § 38 WHG i. V. m. § 24 SächsWG (Textliche Fest-
setzungen, Ziff. II.2.10). Auf eine Darstellung der gesetzlichen Gewässerrandstreifen sowie auf eine 
Zustandsbeschreibung wird im Vorentwurf mit Verweis auf eine derzeit unzureichende Informationslage 
verzichtet (Begründung, Kap. 6). Gerade dieser Hinweis zeigt aus unserer Sicht, dass insoweit noch ein 
relevanter Ermittlungsbedarf besteht. 

Wir bitten deshalb nicht nur um Ergänzung dieser Angaben bis zum Entwurfsbeschluss, sondern um 
eine belastbare Aufbereitung des tatsächlichen Verlaufs, des rechtlichen Schutzregimes und der plane-
rischen Konsequenzen für die angrenzenden Baufelder und Erschließungsflächen. Gewässerrandstrei-
fen und wasserrechtliche Bindungen können die bauliche Nutzbarkeit angrenzender Flächen unmittelbar 
beeinflussen und sollten deshalb nicht erst in spätere Vollzugsebenen verschoben werden. 

9. Zusammenfassende Bewertung 

Der BUND Landesverband Sachsen e. V. sieht die Planung insgesamt weiterhin als grundsätzlich ver-
tretbare Nachnutzung eines industriell vorgeprägten Standorts an, verbunden mit einem rechnerischen 
Kompensationsüberschuss von 412.543 Werteinheiten (Umweltbericht, S. 66 f., 76 f.). Zugleich beste-
hen zum jetzigen frühen Verfahrensstand noch wesentliche offene Punkte, die vor einem Entwurfs- und 
Auslegungsbeschluss aus unserer Sicht belastbar aufgearbeitet werden sollten. 

Dies betrifft insbesondere die noch unvollständige artenschutzrechtliche Datengrundlage, die konkrete 
Verzahnung der bereits eingeleiteten bzw. vorgesehenen Reptilienschutzmaßnahmen mit den Festset-
zungen des Bebauungsplanes, die Dokumentation und Einordnung der Waldflächen und der Waldum-
wandlungsbewertung, die bislang unzureichend aufgearbeitete Situation der verrohrten Gewässer II. 
Ordnung einschließlich Gewässerrandstreifen sowie die altlasten- und grundwasserbezogenen Randbe-
dingungen der Straßenumverlegung und sonstigen Flächeninanspruchnahme. Ferner bitten wir um eine 
nachvollziehbare Darlegung, dass die gewählte Straßenumverlegung im Vergleich zu in Betracht kom-
menden Alternativen die konfliktärmste und flächenschonendste Lösung darstellt. Wir bitten, diese 
Punkte im weiteren Verfahren zu berücksichtigen und in den Entwurfsunterlagen entsprechend zu 
dokumentieren. 

Wir bitten um Berücksichtigung der vorstehenden Hinweise in der weiteren Abwägung und um weitere 
Beteiligung im Verfahren. 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 
 


